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Liebe FreundInnen! 

 

Am 25. und 26. März ist der Nationalrat zu ordentlichen Parlamentssitzungen zusammenge-

kommen. Behandelt wurden unter anderem die Themen Steuerreform, häusliche Gewalt 

und Familienbeihilfe. 

 

Selbstverständlich gilt auch dieses Mal: um Weiterleitung an alle Interessierten wird gebe-

ten!! 

 

 

Christine 
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Plenum, 25. - 26.03.2015 

 

 

 

Top-Themen 
 

Kanzler-Erklärung zur Steuerreform: Versprechen gehalten 

Die Steuerreform kommt!  Dem hartnäckigen Druck der SPÖ ist es zu ver-

danken, dass den Menschen ab dem 1. Jänner 2016 spürbar mehr im Bör-

sel bleibt. Mehr als sechs Millionen Menschen profitieren davon. 

In einer Erklärung zur Steuerreform vor dem Nationalrat verwies Bundes-

kanzler Werner Faymann auf die Senkung des Eingangssteuersatzes 

von 36,5 auf 25%. Damit hat die SPÖ gehalten, was im Wahlkampf ver-

sprochen wurde. Der Schwerpunkt der Gegenfinanzierung liegt bei Kon-

junkturankurbelung und beim Kampf gegen Steuerbetrug. "Für Angestellte 

und ArbeiterInnen ist es selbstverständlich, Steuern zu zahlen. Das muss 

aber für alle gelten - deshalb gehen wir bei der Gegenfinanzierung der 

Steuerreform verstärkt gegen Steuerbetrug vor." Vermögensbezogene 

Maßnahmen machen einen weiteren wichtigen Teil der Gegenfinanzierung 

aus. 

Der Kanzler verwies außerdem auf die Einschätzung deutscher Experten, 

wie des "Wirtschaftsweisen" Peter Bofinger: Dieser nannte die Steuerre-

form vorbildhaft in der EU, weil sie "volkswirtschaftlich sinnvoll" ist und die 

Kaufkraft steigert. 

Als "international einmalig" bezeichnete es SPÖ-Klubobmann Andreas 

Schieder, Mitglied der Steuerreform-Verhandlungsgruppe, dass bei einer 

Lohnsteuerreform auch jene profitieren, die aufgrund ihres niedrigen Ein-

kommens keine Steuern zahlen. Sie bekommen über den Sozialversiche-

rungsrabatt eine Rückvergütung von bis zu 400 Euro im Jahr – "das ist 

ein steuerpolitischer Meilenstein". Über 90 Prozent des Volumens der 

Entlastung gehen an kleine und mittlere Einkommen. Davon profitieren 

vor allem auch Frauen, die in den niedrigeren Einkommensgruppen stär-

ker vertreten sind. Dies bringt einen wichtigen verteilungspolitischen Effekt. 

Verbesserter Schutz vor häuslicher Gewalt 

Mit Änderungen beim Sicherheitsverwaltungsgesetz wird ein wichtiger 

Schritt zu mehr Sicherheit für Frauen vor häuslicher Gewalt geschaffen. 

Frauen, die in Frauenhäusern oder Notwohnungen untergebracht sind, 

müssen diese künftig nicht mehr als 

Meldeadresse angeben, sondern können an der Adresse der Betreuungs-

einrichtung gemeldet sein. Gleichzeitig wird automatisch eine Auskunfts-
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sperre verhängt. Damit wird gewalttätigen Familienangehörigen das Aufspü-

ren erschwert. 

  

Eine zweite Reform betrifft das Passgesetz: Wenn bei Obsorgestreitigkeiten 

das Gericht anordnet, dass der Reisepass des Kindes abgegeben werden 

muss, wird auch die Passbehörde informiert. Das soll verhindern, dass der 

nicht berechtigte Elternteil sich einen neuen Reisepass für das Kind ausstel-

len lässt, um damit ins Ausland zu reisen. "Die Wünsche, Sorgen und Nö-

te unserer BürgerInnen stehen bei dieser Novelle im Vordergrund", be-

tonte SPÖ-Sicherheitssprecher Otto Pendl. 

Automatische Überweisung der Familienbeihilfe nach der Geburt 

Ab dem 1. Mai ist das komplizierte Ausfüllen des Formulars für den 

Bezug der Familienbeihilfe Geschichte und erspart damit einen Amts-

weg nach der Geburt eines Kindes. Die Familienbeihilfe wird ab diesem 

Zeitpunkt ohne Antrag überwiesen. Wenn alle Voraussetzungen für den Be-

zug vorliegen, werden die Daten aus dem Personenstandsregister elektro-

nisch an die Finanzbehörden übermittelt. Rund 80.000 Familien profitieren 

von diesem Bürokratieabbau. "Die Väter und Mütter sind nach der Geburt 

mit so vielen Behördengängen beschäftigt, da bedeutet die automatische 

Auszahlung eine enorme Verwaltungsvereinfachung", so SPÖ-

Familiensprecherin Angela Lueger. 

Unis: Stärkung der Ombudsstelle 

Die Möglichkeiten der Ombudsstelle für Studierende werden deutlich aus-

geweitet. In Zukunft kann die Ombudsstelle auch von sich aus tätig 

werden. Gleichzeitig wird die Verschwiegenheitspflicht an jene der Volks-

anwaltschaft angeglichen. "Das ist eine wesentliche Stärkung dieser In-

stitution, die letztlich die Studierenden bei der Wahrung ihrer Rechte unter-

stützt", freut sich SPÖ-Wissenschaftssprecherin Andrea Kuntzl. 

 

Alle Beschlüsse & Berichte 
 

NR-Sitzung vom 25. März 2015 

Abkommen zwischen Österreich und China zum Schutz von Investi-

tionen (504 d.b.) 

Ein Investitionsschutzabkommen mit China, das noch vor dem EU-Beitritt 

Österreichs abgeschlossen wurde, wird an EU-Recht angepasst. 

 

 

http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_00504/index.shtml
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Änderung beim Doppelbesteuerungs-Abkommen zwischen Österreich 

und der Republik Belarus (505 d.B.) 

Es kommt zu einer Anpassung eines bestehenden Doppelbesteuerungsab-

kommens mit Weißrussland an den neuen OECD-Standard bezüglich der 

steuerlichen Transparenz und der Amtshilfebereitschaft.  

 

Zoll-Amtshilfeabkommen zwischen Österreich und der Republik Bela-

rus (506 d.B.) 

Ein neues Abkommen regelt die Amtshilfe zwischen Österreich und Weiß-

russland in Zollangelegenheiten. 

 

Geldwäsche-Informationen im Finanzstrafverfahren (503 d.B.)   

Mit der Novelle zum Versicherungsaufsichtsgesetz wird ein redaktionelles 

Versehen korrigiert. Informationen aus Verfahren wegen Verdachts der 

Geldwäsche können auch im Finanzstrafverfahren verwendet werden. 

 

Melde- und Passwesen – Erleichterungen für BürgerInnen und mehr 

Schutz  (524 d.B.)   

Die Novelle, mit der einige Gesetze geändert werden, schafft Verwaltungs-

erleichterungen für die BürgerInnen und bringt mehr Schutz für Opfer von 

häuslicher Gewalt. Neben den neuen Meldebestimmungen für Menschen, 

die in Notwohnungen unterkommen müssen, und Änderungen im Passge-

setz bei Konflikten um die Obsorge für ein Kind  (s. Top-Themen), gibt es 

Änderungen für den Tourismus, weil Gäste bei der Anmeldung auch Her-

kunftsland, Postleitzahl und Geburtsdatum angeben müssen. Das verbes-

sert die Tourismus-Statistiken und ermöglicht spezielle Angebote für Ziel-

gruppen (z.B. Seniorenkarten). 

Enthalten ist im "Sicherheitsverwaltungs-Anpassungsgesetz" auch eine No-

vellierung des Waffengesetzes: Bisher mussten BürgerInnen eine Waffen-

registerbescheinigung (= Auszug aus dem Zentralen Waffenregister über 

die auf sie registrierten Schusswaffen) bei der Behörde beantragen. Nun-

mehr wird vorgesehen, dass BürgerInnen diese Waffenregisterbescheini-

gung online mittels Bürgerkarte/Handysignatur kostenlos erhalten können.  

 

Abkommen zwischen Österreich und der Ukraine über die Zusammen-

arbeit bei der Kriminalitätsbekämpfung (525 d.B.) 

Das Abkommen mit der Ukraine über die Zusammenarbeit bei der Kriminali-

tätsbekämpfung (Informations- und Erfahrungsaustausch) zielt besonders 

auf die Bekämpfung der organisierten Kriminalität, des Terrorismus, des 

Menschen-, Drogen- und Waffenhandels, von Kinderpornographie u.a. 

 

 

 

https://vpn.parlament.gv.at/+CSCO+1075676763663A2F2F6371726B706E66312E636E6579766178627A2E74692E6E67++/owa/-CSCO-3h--redir.aspx?SURL=sBDRZzd8pP5TrgVGsg23Cj8teDAyW183IeiFX7lptHRFt7i6mTbSCGgAdAB0AHAAOgAvAC8AbgBlAHcAcwBsAGUAdAB0AGUAcgAuAGgAZQBhAGQAcgBvAG8AbQAuAGEAdAAvAGwAdAAuAHAAaABwAD8AYwA9ADgAMAA0ADkAJgBtAD0AMQAwADQANQA2ACYAbgBsAD0AMwAxADgAJgBzAD0AZAAxADUAYQA1AGIAMAAwAGYANwA2AGYAYgAyAGYAMgBiAGQAMQA5AGYAMwA2ADEAMwA3ADcAMgBiADAANwA1ACYAbABpAGQAPQA0ADIAOAAxADIAJgBsAD0ALQBoAHQAdABwAC0ALQB3AHcAdwAuAHAAYQByAGwAYQBtAGUAbgB0AC4AZwB2AC4AYQB0AC8AUABBAEsAVAAvAFYASABHAC8AWABYAFYALwBJAC8ASQBfADAAMAA1ADAANQAvAGkAbgBkAGUAeAAuAHMAaAB0AG0AbAA.&URL=http%3a%2f%2fnewsletter.headroom.at%2flt.php%3fc%3d8049%26m%3d10456%26nl%3d318%26s%3dd15a5b00f76fb2f2bd19f3613772b075%26lid%3d42812%26l%3d-http--www.parlament.gv.at%2fPAKT%2fVHG%2fXXV%2fI%2fI_00505%2findex.shtml
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_00506/index.shtml
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_00503/index.shtml
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_00524/index.shtml
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_00525/index.shtml
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Sechs-Parteien-Entschließungsantrag gegen illegale Überwachung 

durch ausländische Geheimdienste (526 d.B.) 

Die sechs Parlamentsparteien fordern in einem gemeinsamen Entschlie-

ßungsantrag, mit Nachdruck gegen illegale Daten-Überwachung österrei-

chischer und europäischer BürgerInnen durch ausländische Geheimdienste 

wie NSA oder GCHQ (britischer Geheimdienst) vorzugehen.  

 

Novelle des Familienlastenausgleichsgesetzes – Automatische Aus-

zahlung der Familienbeihilfe (519 d.B.)  - s. Top-Themen 

 

Bericht über die parlamentarische Enquete zum Thema "25 Jahre UN-

Kinderrechtskonvention" (III-123/520 d.B.) 

Aus Anlass des 25-jährigen Jubiläums der UN-Kinderrechtekonvention fand 

am 10. November 2014 eine Parlamentarische Enquete statt. Zum allerers-

ten Mal in der Geschichte des österreichischen Parlaments wurden 14- bis 

18-jährige Jugendliche als ExpertInnen eingeladen, am Podium bei der En-

quete zu sprechen. Themen der Enquete waren Lebens- und Gestaltungs-

räume, Schule und Partizipation, Kinder- und Jugendgesundheit sowie 

Recht auf ein gewaltfreies Leben. 

Situation von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen verbessern 

Im Rahmen der Debatte zur parlamentarischen Kinderrechte-Enquete wur-

de auch ein Entschließungsantrag, initiiert von SPÖ-Familiensprecherin An-

gela Lueger und SPÖ-Kinder- und Jugendsprecherin Katharina Kucharo-

wits, beschlossen. Darin werden Innen- und Familienministerin aufgefordert, 

die Situation von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen zu verbessern 

und sich bei den Bundesländern für adäquate Unterbringungsplätze einzu-

setzen. Derzeit leben 750 junge, unbegleitete Flüchtlinge in Österreich. 

 

Förderungen für Wasserwirtschaft und Abwasserentsorgung (516 d.B.)  

Eine Änderung im Umweltförderungsgesetz stellt sicher, dass 2015 und 

2016 jeweils 100 Mio. Euro an Förderungen für Investitionen in Wasserver-

sorgung und Abwasserentsorgung zur Verfügung stehen. 

 

NR-Sitzung vom 26. März 2015 

 

Bericht der parlamentarischen Enquete-Kommission zum Thema 

"Würde am Ende des Lebens" (491 d.B.) 

Der Bericht der Anfang März abgeschlossenen Enquete-Kommission zu 

"Würde am Ende des Lebens"  empfiehlt für jeden erreichbare und leistbare 

Palliativ- und Hospizversorgung. In insgesamt 51 Empfehlungen wird u.a. 

ein Stufenplan für den Ausbau gefordert. Bei den Kosten für 2016 und 2017 

http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_00526/index.shtml
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_00519/index.shtml
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_00520/index.shtml
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_00516/index.shtml
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_00491/index.shtml
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geht man von 18 Mio. Euro aus. Weitere Empfehlungen im Bericht betreffen 

die Patientenverfügung, die leichter zugänglich und billiger werden soll. 

Auch die Regelungen zur Vorsorgevollmacht sollen vereinfacht werden. Mit 

dieser wird bestimmt, wer Entscheidungen treffen darf, wenn man selbst 

nicht mehr dazu in der Lage ist. Ebenso soll die Ausbildung im Bereich Pal-

liativmedizin intensiviert werden. Die ersten Umsetzungsschritte sollen 

nächstes Jahr erfolgen. 

  

EU-Forschungsförderung – Grenzüberschreitenden Wissensaus-

tausch fördern (III-146/512 d.B.) 

Der Bericht beschreibt die Vorhaben der EU in den Bereichen Wissen-

schaft, Forschung und Wirtschaft, etwa die Umsetzung des europäischen 

Forschungsraums, damit ForscherInnen ihre wissenschaftlichen Erkenn-

tnisse über die Grenzen frei austauschen können. Ausgebaut werden soll 

laut Empfehlung des Wissenschaftsministeriums die Beteiligung österreichi-

scher ForscherInnen am EU-Programm "Horizon 2020". Weiters geht es um 

die Umsetzung von Erasmus PLUS, das die Lernmobilität von Einzelperso-

nen fördern und die Zusammenarbeit zwischen Bildungseinrichtungen und 

Arbeitswelt forcieren soll. 

 

Veröffentlichungspflicht für Privat-Unis (513 d.B.) 

Diplom- oder Masterarbeiten und Dissertationen an Privat-Unis und an der 

Donau-Uni Krems müssen künftig veröffentlicht werden. Sie werden von 

den Hochschulen an die Nationalbibliothek geschickt, die die Arbeiten öf-

fentlich zugänglich macht. Das erhöht die Transparenz, ermöglicht den Ver-

gleich wissenschaftlicher Arbeiten und gibt einem größeren Publikum die 

Möglichkeit, wissenschaftliche Arbeiten einzusehen. 

  

Hochschul-Qualitätssicherungsgesetz – Ombudsstelle für Studieren-

de  (514 d.B.) – s. Top-Themen 

 

Novelle zum Studienförderungsgesetz  – Rechtliche Klarstellung (515 

d.B.)   

Eine Novelle zum Studienförderungsgesetz hat die Klärung der Rechtslage 

im Zusammenhang mit der Studierendenmobilität zum Inhalt. So geht es 

u.a. um die Voraussetzungen zur Gleichstellung im Studienförderungsge-

setz, die nun rechtlich klar festgelegt werden. Außerdem sollen durch die 

Novelle Doppelförderungen vermieden werden, wobei die Vorlage von ent-

sprechenden Dokumenten des Heimatlandes verlangt werden kann, wenn 

der Aufwand für die Studierenden vertretbar ist. 

 

http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_00512/index.shtml
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_00513/index.shtml
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_00514/index.shtml
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_00515/index.shtml
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_00515/index.shtml
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_00515/index.shtml
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Gewerbeordnung: Mehr Wettbewerbsfreiheit im Rauchfangkehrerge-

werbe (508 d.B.)   

Durch eine Lockerung der Gewerbeordnung soll es im Rauchfangkehrerge-

werbe mehr Wettbewerb geben. Für sicherheitsrelevante Tätigkeiten bleibt 

die Niederlassungspflicht, die Bedarfsprüfung und die Beschränkung auf 

Kehrgebiete bestehen. Für andere Tätigkeiten wie Abgasmessungen fällt 

der Gebietsschutz weg. Das bringt mehr Gewerbefreiheit, erhält aber auch 

das Sicherheitsniveau. 

 

EU-Anpassung beim Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb (509 d.B.)   

Als Reaktion auf ein entsprechendes Mahnschreiben der Europäischen 

Kommission wird mittels dieser Novelle das Gesetz gegen den unlauteren 

Wettbewerb durch eine nahezu wortgetreue Umsetzung von Teilen der EU-

Richtlinie geändert. 

 

Weitere Themen 

Polizei: 99 Prozent der PolizistInnen korrekt – Vorfälle rechtsstaatlich 

aufklären 

Im Rahmen einer dringlichen Anfrage der Grünen betreffend Polizeigewalt 

hielt SPÖ-Sicherheitssprecher Otto Pendl fest: "Wir können froh sein, dass 

wir eine gut ausgebildete Exekutive haben. Es darf auch keine pauschale 

Verurteilung geben. Aber jeder Fall von möglicher Polizeigewalt ist einer zu 

viel und gehört auf Basis der Rechtsstaatlichkeit aufgearbeitet." 

 

 

Modernes Gesetz für Verfassungsschutz 

Ein neues Staatsschutzgesetz, das erweiterte Befugnisse für einen kleine-

ren Personenkreis bringt, hat die Innenministerin in einer "Aktuellen Stunde" 

zum Thema Terrorbekämpfung angekündigt. SPÖ-Sicherheitssprecher Otto 

Pendl begrüßt ein modernes Gesetz für den Bundesverfassungsschutz. 

Gleichzeitig brauche es Prävention, damit Jugendliche sich nicht für mörde-

rische Organisationen wie den IS begeistern: "Eine gute Bildungs-, Arbeits-

markt- und Sozialpolitik ist die beste Prävention!" 

  

 

 

http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_00508/index.shtml
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_00509/index.shtml
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Wirtschaftskammer: Demokratische Interessensvertretung statt Lob-

bying 

Eine Debatte zu einer Anfragebeantwortung zum Thema Wirtschaftskam-

mer nutzte SPÖ-Wirtschaftssprecher Christoph Matznetter, um auf die Vor-

teile einer demokratisch gewählten Interessenvertretung hinzuweisen. "In 

Österreich herrscht ein System, in dem demokratisch gewählte Selbstver-

waltungskörper für verschiedene Bereiche existieren. Dieses ist um ein Viel-

faches besser als alle Lobbyvereine der Welt." Denn gerade Klein- und 

Kleinstbetriebe hätten sonst keine Stimme, sondern nur jene große Unter-

nehmen, die über genügend Geld  verfügen, um ihre Interessen durchzu-

setzen. "Solch ein System lehnen wir ab. Unser System mit demokrati-

schem Prinzip ist viel besser." 

 

 

Reden 

 

Rede vom 26.03. zum Freihandelsabkommen der EU mit den USA (TTIP) 

 

Abgeordnete Mag. Christine Muttonen (SPÖ): Herr Präsident! Herr Minister! Mei-

ne Damen und Herren! Die Sachlage ist ja ganz einfach. Intensive Handelsbezie-

hungen mit den USA sind weder per se gut, noch sind sie schlecht. Die Frage ist ein-

fach, wie sie gestaltet werden und was sie widerspiegeln. Spiegeln sie nur die Inte-

ressen von Konzernen wider oder auch die Interessen von ArbeitnehmerInnen, von 

VerbraucherInnen oder von der Umwelt? Deshalb haben wir hier im Nationalrat die-

sen Entschließungsantrag eingebracht, der ja auch vom Bundeskanzler und von uns 

in all den Verhandlungen berücksichtigt wird, indem wir unsere Wünsche und unsere 

Kritikpunkte deponieren. 

 

In diesem Antrag, aber auch in der Erklärung Österreichs für das Protokoll des Eu-

ropäischen Rates, die der Bundeskanzler dort verfassen hat lassen, steht ganz ein-

fach drinnen: Gemäß der Entschließung des österreichischen Nationalrates zu Frei-

handelsabkommen der EU mit Kanada und den USA ist die Einhaltung hoher sozia-

ler, datenschutzrechtlicher und ökologischer Mindeststandards verpflichtend. Eine 

Absenkung der europäischen Standards gilt es zu verhindern. 

 

Wichtig ist ein zweiter Punkt: Es müssen gemischte Abkommen sein. Das heißt, wir 

hier im Parlament beschließen darüber. Drittens wird die Frage der Sinnhaftigkeit 

von ISDS-Klauseln angesprochen. – Alle diese Punkte gilt es zu erfüllen. 

 

Bei den ISDS-Klauseln wurden gewisse Verbesserungen angedacht, aber diese 

Verbesserungen würden rechtsstaatlich nichts verändern. Wie Sie wissen, gibt es ja 

nicht nur von unserer Seite Widerstand, sondern es hat ja in letzter Zeit auch von 
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129 Professoren renommierter amerikanischer Rechtsfakultäten die Aufforderung 

gegeben, den ISDS-Klauseln nicht zuzustimmen, da wir eine ausgebildete und aus-

geprägte Rechtsstaatlichkeit haben, die USA ebenfalls. Daher besteht diese Not-

wendigkeit nicht und daher werden wir auch im Parlament nicht zustimmen, weil wir 

ja auch gemeinsam diesen Entschließungsantrag gemacht haben. – Danke schön. 

(Beifall bei der SPÖ.) 

 

 

  

Veranstaltungen 

 

AWEPA informiert über Fair Trade 

Am Donnerstag drehte sich in der 

Säulenhalle des Nationalrats wie-

der alles um den fairen Handel. 

Es ist seit vielen Jahren guter 

Brauch, dass die AWEPA Sektion 

Österreich (Afrika-Gesellschaft der 

europäischen ParlamentarierIn-

nen) gemeinsam mit FAIRTRADE 

Österreich und dem Klimabündnis 

Österreich Ausstellungen organisiert und über Initiativen zur Förderung fairen Han-

dels mit ProduzentInnen in Entwicklungsländern aufklärt. Der Fokus der diesjährigen 

Ausstellung lag auf dem fairen Handel mit Gold. Die Organisatoren hatten auch eine 

dringende Forderung: nämlich bei der anstehenden Renovierung des Parlaments 

darauf zu achten, dass hier bei möglichen Goldarbeiten ausschließlich fair gehandel-

tes Edelmetall verwendet wird. Neben vielen Informationen präsentierten die Verans-

talter auch zahlreiche Produkte aus fairem Handel. Besonders der köstliche Kaffee 

und die leckere Oster-Schokolade sorgten dafür, dass die Vorteile des fairen und ge-

rechten Handels für uns Abgeordnete nicht nur begreifbar sondern auch genießbar 

wurden. 
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Parlamentsbesuch  

Ebenfalls am Donnerstag 

wurde ich von einer 

Volksschulklasse aus Baden 

besucht. Ein ehemaliger 

Schüler von mir hatte das 

Treffen mit der Klasse seiner 

Tochter angeregt. Ganz in 

Journalistenmanier löcherten 

mich die Schülerinnen und 

Schüler mit teils kniffligen 

Fragen, die Antworten wurden fleißig in kleine Notizblöcke geschrieben. Als wohl-

verdiente Stärkung nach getaner Arbeit gab es dann für alle fair gehandelte Schwe-

denbomben von der Fair Trade- Ausstellung.  
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